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Drucksache V/2912 


Der Bundesminister des Innern 

K 4 - 310 343/2 


Bonn, den 10. Mai 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Lernbehinderte Kinder 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Besold, FrauPitz- 
Savelsberg, Vogt und Genossen 
“ Drudisadie V/2827 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für das Gesundheitswesen wie folgt: 


1. Wie viele Kinder sind im Bundesgebiet und Westberlin im 
Jahr 1967 in Hilfsschulen bzw. Sonderschulen für Lernbehin- 
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Nach dem Stand vom 15. Oktober 1967 [Niedersadisen : 15. 
Februar 1967; Berlin (West) 15. Mai 1966] wurden im Bundes- 
gebiet 46 266 und in Berlin (West) 2 158, insgesamt also 48 424 
Kinder in Schulen für Lernbehinderte eingewiesen. Davon 
waren 35 316 Schulanfänger ; 13 108 hatten vorher bereits eine 
Schule, meistens die Volksschule, besucht. Von Berlin (West) 
stehen für 1967 noch keine Zahlen zur Verfügung. 


2. Ist der Bundesregierung bekannt, daß Untersuchungsergebnisse 
vorliegen — vergleiche Bericht in der Oktober-Ausgabe des 
„Deutschen Ärzteblattes" 1967 - wonach in Hilfsschulen bzw. 
Sonderschulen für Lernbehinderte eine beachtliche Zahl Kinder 
eingewiesen worden ist, bei denen die rechtzeitige Erkennung 
einer vorliegenden Schwerhörigkeit die Einweisung in eine 
derartige Sonderschule hätte vermeiden lassen, oder zumindest 
bei diesen Kindern eine besonders notwendige Behandlung 
frühzeitig hätte einsetzen lassen ? 

Die Bundesregierung kennt die in der Oktober-Ausgabe des 
„Deutschen Ärzteblattes 1967" veröffentlichten Untersuchungs- 
ergebnisse über die Einweisung hörgeschädigter Kinder in 
Schulen für Lernbehinderte. Sie hält sie für zutreffend. 
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Die rechtzeitige Erkennung einer Schwerhörigkeit bei Kindern 
ist außerordentlich wichtig. Schon leichte oder einseitige Schwer- 
hörigkeit stellt eine erhebliche Erschwernis beim Schulbesuch 
dar. Die Gefahr ist groß, daß viele für das Lernen entschei- 
dende Jahre verlorengehen. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, bei den Länderregierungen dar- 
auf hinzuwirken, daß in Zukunft kein Kind ohne eingehende 
Untersuchungen der Hör- und Spradifunktionen durch einen 
geeigneten Facharzt in eine Hilfsschule eingewiesen wird, und 
daß in absehbarer Zeit alle sdion in Hilfsschulen eingewiese- 
nen Kinder otologisch und audiologisch untersucht und im Falle 
eines Hörverlustes nachträglich einer gründlichen psycholo- 
gischen Prüfung unterzogen werden ? 

Die Bundesregierung ist bereit, auf die Einführung einer be- 
sonderen fachärztlichen Untersuchung vor Einweisung in eine 
Schule für Lernbehinderte und auf die Nachholung dieser Un- 
tersuchung bei bereits eingewiesenen Kindern bei den Ländern 
hinzuwirken. Sie beabsichtigt, diese Frage auf der näcfisten 
Besprechung der obersten Gesundheitsbeamten der Bundes- 
länder zur Sprache zu bringen. Sie wird auch die Ständige 
Konferenz der Kultusminister der Länder damit befassen. 

In die Erörterungen mit den Ländern wird die Frage einer 
Vorverlegung der allgemeinen Schultauglichkeitsuntersuchung 
einbezogen werden. Diese Untersuchung sollte entgegen der 
heutigen Praxis nicht erst zum Schulpflichttermin, sondern be- 
reits in der Kindergartenzeit stattfinden. Die Bundesregierung 
sieht hierin ein zusätzliches Mittel, nicht gerechtfertigten Ein- 
weisungen in eine Sonderschule für Lernbehinderte vorzu- 
beugen. Sie verkennt hierbei nicht die personellen Schwierig- 
keiten, die bis zur Einführung einer lückenlosen fachärztlichen 
Überprüfung zu überwinden sind. Aus den Berichten der Lan- 
desärzte für Behinderte geht hervor, daß ein Mangel an Fach- 
personal zur Ermittlung und Behandlung hör- und sprachbe- 
hinderter Kinder besteht. Die Zahl der Logopäden beträgt 
beispielsweise nur 80 anstatt der geforderten 800. 


4. Treffen Angaben des „Deutsdien Grünen Kreuzes" zu, wonach 
ein gehörloses Kind bei achtjähriger Schulzeit in einer Taub- 
stummenanstalt die Allgemeinheit mit 25 000 DM Sozialhilfe- 
kosten belastet? 

Die Kosten für die Unterbringung eines gehörlosen Kindes in 
einer Taubstummenanstalt werden nur dann von der Sozial- 
hilfe getragen, wenn die Eltern des Kindes hierzu nicht oder 
nur teilweise in der Lage sind. Sofern der Träger der Sozial- 
hilfe die gesamten Internatskosten übernimmt, dürften - zu- 
sammen mit den Kosten für die Unterhaltung der Schule - 
die finanziellen, die Allgemeinheit belasteten Aufwendungen 
für die gesamte Schulzeit mit 25 000 DM nicht zu hodi an- 
gesetzt sein. 
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5. Kann die Bundesregierung darauf hinwirken, daß Kinder be- 
reits im frühesten Kindesalter auf ihre Hörfähigkeit untersucht 
und, wenn diese nicht normal ist, einer entsprechenden Be- 
handlung zugeführt werden ? 

Die Bundesregierung wird demnächst auch die Möglichkeit der 
Untersuchung von Kleinkindern auf ihre Hörfähigkeit mit den 
obersten Gesundheitsbeamten der Bundesländer besprechen. 
Gesicherte, für eine generelle Vorsorgeuntersuchung geeignete 
Untersuchungsmethoden sind inzwischen entwickelt worden. 
Die Untersuchung, die etwa nach Vollendung des 1. Lebens- 
jahres stattfinden könnte, sollte für die Eltern ebenso freiwillig 
sein wie eine etwa notwendig werdende Behandlung. Indes 
muß auch hierzu bemerkt werden, daß zur Zeit nicht genügend 
entsprechend vorgebildete Fachärzte vorhanden sind. 


In Vertretung 

Gumbel 
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